
NO MORE CAMPS, WE WANT HOMES! 

WOHNEN STATT LAGERUNTERBRINGUNG: NoLagerNowhere! 

  

Geflüchtete klagen ihre Rechte ein! 

Kommt vor‘s Bundesverwaltungsgericht und unterstützt uns! 

Donnerstag, 15 Juni 2023 – 12 Uhr 

Bundesverwaltungsgericht Leipzig (Simsonplatz 1)  

 

Diese Razzien in Ellwangen vor ein paar Jahren, da war doch was...? An Seehofers Hetze gegen 

Geflüchtete danach erinnert ihr euch, aber was ist aus den Bewohner*innen der 

Erstaufnahmeeinrichtung geworden? Wie leben die Menschen in Lagern überhaupt? Die Bilder 

aus Moria kennen viele, aber auch in Deutschland müssen Geflüchtete in menschenunwürdigen 

Unterkünften leben, sind der Gefahr von Übergriffen durch private Sicherheitsfirmen 

ausgesetzt und müssen ein repressiven Regelsystem über sich ergehen lassen. Mit keinem oder 

kaum Geld, Arbeitsverpflichtungen und keinerlei Privatsphäre.  

 

Aber sie wehren sich. Einige der Betroffenen der Razzien aus Ellwangen haben einen 

mühsamen, frustrierenden Rechtsweg gegen die Razzien eingeschlagen.* Ihr Prozess wurde 

mit einem weiteren vor dem Bundesverwaltungsgericht zusammengelegt. Sechs Bewohner aus 

der Erstaufnahmeeinrichtung Freiburg haben gegen die repressive Hausordnung der 

Einrichtung geklagt.* In beiden Verfahren geht es um nicht weniger als den Grundrechtsschutz 

aus Art. 13 GG, der Unverletzlichkeit der Wohnung, in Flüchtlingsunterkünften. Sollte das 

Bundesverwaltungsgericht den Klägern das Grundrecht zusprechen, müssen sämtliche 

Aufnahmegesetze der Länder geändert werden. Im Prozess wird auch über die Rechtmäßigkeit 

von Abschiebungen in Unterkünften entschieden. Es geht also um viel!  

 

Vor 30 Jahren wurde das Asylrecht durch den „Asylkompromiss“ in Deutschland de facto 

abgeschafft. Heute organisieren wir uns gegen diese Kontinuität der Ausgrenzungspolitik. 

Unterstützt die Kläger in ihrem Rechtskampf und fordert gemeinsam mit uns die Abschaffung 

der Lager.  

 

Kommt vor's Bundesverwaltungsgericht und bringt eure Freund*innen mit! 

  

Wie Geflüchtete nach ihrer Ankunft in Deutschland leben müssen, geht uns alle an!  

We'll come united! 

 

 
* Die Kläger in Ellwangen werden von der Gesellschaft für Freiheitsrechte unterstützt. Die Kläger in 

Freiburg kooperieren mit Pro Asyl, dem Flüchtlingsrat Baden-Würrtemberg, Aktion Bleiberecht und 

der Gesellschaft für Freiheitsrechte. 

 

 

 

 


